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R U N D F U N K-   U N D   F E R N S E H A N S P R A C H E 
d e s    a m e r i k a n i s c h e n    P r ä s i d e n t e n    J o h n  F.  K e n n e d y, 

25. Juli 1961, 22.00 Uhr 
 
 

Heute nacht sind es sieben Wochen her, daß ich von Europa zurückgekehrt bin und Ihnen über 
mein Treffen mit dem sowjetischen Ministerpräsidenten Chruschtschow und den anderen berichte-
te. 
Seine düsteren Warnungen in bezug auf die Zukunft der Welt, sein Aide-mémoire zu Berlin, die 
späteren Reden und die Drohungen, die von ihm und seinen Beauftragten ausgingen, sowie die 
von ihm verkündete Erhöhung des sowjetischen Militärbudgets, dies alles hat zu einer Reihe von 
Entscheidungen seitens der amerikanischen Regierung und zu einer Reihe von Konsultationen mit 
den Mitgliedern der NATO geführt. 
In Berlin will er – wie Sie sich erinnern – durch einen Federstrich erstens unsere legalen Rechte 
auf Anwesenheit in Westberlin aufheben und zweitens uns die Möglichkeit nehmen, unsere Ver-
pflichtungen gegenüber den zwei Millionen Einwohnern dieser Stadt zu erfüllen. Das können wir 
nicht zulassen. 
Wir sind uns darüber im klaren, was getan werden  muß – und wir werden dies tun. Ich möchte mit 
Ihnen heute abend offen über die ersten Schritte sprechen, die wir ergreifen werden. Diese Maß-
nahmen werden Opfer von vielen Bürgern fordern, und die Zukunft wird in dieser Hinsicht noch 
mehr verlangen. Sie wird von uns allen Mut und Beharrlichkeit in den kommenden Jahren fordern. 
Wenn wir und unsere Verbündeten jedoch aus Stärke und Einheit der Zielsetzung heraus handeln 
– mit ruhiger Entschlossenheit und starken Nerven – mit unseren Worten und unseren Waffen Zu-
rückhaltung übend -, dann habe ich die Hoffnung, daß sowohl Friede wie Freiheit  erhalten wer-
den. 
Die unmittelbare Bedrohung der freien Menschen liegt in Westberlin. Aber dieser isolierte Vorpos-
ten ist kein isoliertes Problem. 
Die Bedrohung ist weltumfassend. Unsere Anstrengung muß gleichermaßen umfassend und stark 
sein und nicht von einer einzelnen angezettelten Krise allein beherrscht. Wir sehen uns einer Be-
währungsprobe in Berlin gegenüber. Aber auch in Südostasien, wo die Grenzen weniger bewacht 
sind und der Feind schwerer auszumachen ist und die Gefahren des Kommunismus denen, die so 
wenig ihr eigen nennen, oft weniger in die Augen fällt, müssen wir eine solche Herausforderung 
bestehen. Wir sehen uns in unserer eigenen Hemisphäre, ja wo immer sonst die Freiheit der Men-
schen auf dem Spiel steht, einer derartigen Herausforderung gegenüber. 
Lassen Sie mich Sie daran erinnern, daß das Geschick des Krieges und der Diplomatie die freie 
Bevölkerung Westberlins im Jahre 1945 110 Meilen hinter dem Eisernen Vorhang ließ. Aus dieser 
Karte wird das Problem, dem wir uns gegenüber sehen, sehr klar. Hier liegt Westdeutschland und 
im Osten das von der Sowjetunion kontrollierte Gebiet. Wie Sie aus der Karte ersehen können, 
liegt Westberlin 110 Meilen in dem Gebiet, das die Sowjets jetzt beherrschen und das unter unmit-
telbarer Kontrolle des sogenannten ostdeutschen Regimes steht. Unsere Anwesenheit hier ist ein 
Resultat unseres Sieges über Nazideutschland – und zu unseren Grundrechten, dort zu sein, die 
aus diesem Sieg stammen, gehört sowohl unsere Anwesenheit in Westberlin wie auch die Wahr-
nehmung des Rechtes auf Zugang durch Ostdeutschland. 
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Diese Rechte sind wiederholt in besonderen Abkommen mit der Sowjetunion bestätigt und aner-
kannt worden. Berlin ist nicht ein Teil Ostdeutschlands, sondern ein separates Gebiet unter der 
Kontrolle der alliierten Mächte. Somit sind unsere diesbezüglichen Rechte klar definiert und tief 
verwurzelt. Aber zu diesen Rechten kommt noch unsere Verpflichtung hinzu, mehr als zwei Millio-
nen Menschen die Selbstbestimmung ihrer Zukunft und die freie Wahl ihrer Lebensform zu ge-
währleisten – und diese Möglichkeit notfalls zu verteidigen. 
Deshalb kann unserer Anwesenheit in Westberlin und unserem Zugang zu dieser Stadt nicht durch 
irgendwelche Handlungen der Sowjetregierung ein Ende gesetzt werden. Schon vor langer Zeit 
wurde Westberlin unter die Obhut des NATO-Schildes genommen, und wir haben unser Wort ge-
geben, daß wir jeden Angriff auf diese Stadt als einen gegen uns alle gerichteten Angriff betrach-
ten werden. 
Denn Westberlin – in seiner exponierten Lage 110 Meilen inmitten Ostdeutschlands, umgeben von 
sowjetischen Truppen und dicht an den sowjetischen Versorgungslinien – spielt eine vielgestaltige 
Rolle. Es ist mehr als ein Schaufenster der Freiheit, ein Symbol, eine Insel der Freiheit inmitten der 
kommunistischen Flut. Es ist noch weit mehr als ein Bindeglied zur freien Welt, ein Leuchtfeuer der 
Hoffnung hinter dem Eisernen Vorhang und ein Schlupfloch für die Flüchtlinge. 
Westberlin ist all das. Aber darüber hinaus ist es jetzt – mehr denn je zuvor – zu dem großen Prüf-
stein für den Mut und die Willensstärke des Westens geworden, zu einem Brennpunkt, in dem un-
sere feierlichen, durch all die Jahre bis 1945 zurück reichenden Verpflichtungen jetzt mit den sow-
jetischen Ambitionen in grundsätzlicher Gegenüberstellung zusammentreffen. 
Es wäre ein Fehler, wenn andere Berlin – seiner Lage wegen – als ein verlockendes Ziel ansähen. 
Die Vereinigten Staaten sind dort und Großbritannien und Frankreich ebenfalls, da ist ferner die 
Bürgschaft der NATO – und die Bevölkerung Berlins selbst. Es ist in diesem Sinne genauso sicher 
wie wir alle - denn wir können seine Sicherheit nicht von unserer eigenen trennen. 
Ich habe sagen hören, Westberlin sei militärisch nicht zu halten. Dies war Bastogne auch und in 
der Tat auch Stalingrad. Jede gefährliche Position ist zu halten, wenn tapfere Männer dafür ein-
stehen. 
Wir wollen den Kampf nicht – aber wir haben schon gekämpft. Und andere haben in zurückliegen-
den Zeiten den gleichen gefährlichen Fehler gemacht, anzunehmen, der Westen sei zu selbst-
süchtig, zu weich und gespalten, um Angriffen auf die Freiheit in anderen Ländern zu widerstehen. 
Diejenigen, die jetzt damit drohen, die Kräfte des Kriegs wegen eines Streits um Westberlin zu ent-
fesseln, sollten sich an die Worte des klassischen Philosophen erinnern, der sagte: „Ein Mann, der 
Furcht hervorruft, kann selbst nicht frei von Furcht sein“. 
Wir können und werden es nicht zulassen, daß die Kommunisten uns – sei es allmählich oder mit 
Gewalt – aus Berlin treiben. Denn die Erfüllung unseres dieser Stadt gegebenen Versprechens ist 
für die Moral und Sicherheit Westdeutschlands, für die Einheit Westeuropas und das Vertrauen der 
gesamten freien Welt wesentlich. Die sowjetische Strategie hat seit langem schon nicht nur auf 
Berlin abgezielt, sondern auf die Teilung und Neutralisierung ganz Europas, um uns an unsere ei-
genen Küsten zurückzuwerfen. Wir müssen unser der freien Bevölkerung Westberlins gegebenes 
und oft wiederholtes Versprechen halten und unsere Rechte und ihre Sicherheit selbst angesichts 
von Gewalt bewahren, um das Vertrauen der anderen freien Völker in unser Wort und unsere Ent-
schlossenheit nicht zu verlieren. Die Stärke der Allianz, von der unsere Sicherheit abhängt, ist 
wiederum von unserer Bereitschaft abhängig, unseren Verpflichtungen ihnen gegenüber nachzu-
kommen. 

 

Solange die Kommunisten erklären, daß sie Vorbereitungen treffen, um unsere Rechte in Westber-
lin und unsere Verpflichtungen gegenüber seiner Bevölkerung einseitig aufzuheben, müssen wir 
darauf vorbereitet sein, diese Rechte und diese Verpflichtungen zu verteidigen. Wir werden zu al-
len Zeiten zu Gesprächen bereit sein, wenn Gespräche nützen. Aber wir müssen genauso bereit 
sein, der Gewalt Widerstand zu leisten, wenn uns gegenüber Gewalt angewendet wird. Eines al-
lein würde vergeblich sein; zusammen kann dies der Sache des Friedens und der Freiheit nutzen. 
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Die neuen Vorbereitungen, die wir zur Verteidigung des Friedens treffen werden, sind Teil des 
langfristigen Aufbaus unserer Stärke, der bereits seit Januar im Gange ist. Sie gründen sich auf 
der Notwendigkeit, einer weltweiten Bedrohung zu begegnen – auf einer Basis, die weit über die 
gegenwärtige Berlin-Krise hinaus reicht. Unser Hauptziel ist weder Propaganda noch Provokation 
– sondern Bereitsein. 
Das erste Erfordernis besteht darin, den Fortschritt in Richtung auf die militärischen Ziele zu be-
schleunigen, die sich die Nordatlantikpaktorganisation selbst gesetzt hat. Weniger wird in Europa 
heute nicht mehr ausreichen. Wir werden vielmehr noch größere Hilfsquellen für die Erreichung 
dieser Ziele bereitstellen, und wir erwarten von unseren Verbündeten, daß sie das gleiche tun. 
Die zusätzlichen Verteidigungsanstrengungen, um die ich den Kongreß im März und Mai ersuchte, 
haben uns auf dem Wege zu diesen und unseren anderen Verteidigungszielen bereits ein Stück 
vorangebracht. Sie umfaßten die Vergrößerung des Marinekorps, die Erhöhung der Einsatzbereit-
schaft unserer Reserven, die Erweiterung unserer Luft- und Seetransportkapazität sowie die be-
schleunigte Beschaffung von Waffen, Munition und anderen Gegenständen. Um unsere unangreif-
bare Fähigkeit zu Abschreckung beziehungsweise Vernichtung jedes Aggressors ständig sicher-
zustellen, sahen sie die Verstärkung unserer Raketenwaffe vor sowie die Bereitstellung von 50 
Prozent unserer B-52- und B-47-Bomber für den sofortigen Einsatz, so daß sie im Alarmfalle bin-
nen 15 Minuten von ihren Bereitstellungsplätzen aufsteigen können. 
Diese Maßnahmen sind beschleunigt durchzuführen, und darüber hinaus sind jetzt weitere zu er-
greifen. Wir benötigen ausreichenden See- und Lufttransportraum, um unsere Streitkräfte rasch 
und in großer Zahl in jeden Teil der Erde entsenden zu können. 
Aber noch wichtiger ist, daß wir imstande sein müssen, in jedes Krisengebiet rechtzeitig Truppen-
verbände zu schicken, die zusammen mit denen unserer Verbündeten stark genug sind, um unse-
re Entschlossenheit und Fähigkeit zur Verteidigung unserer Rechte um jeden Preis klarzustellen – 
und um einem Aggressionsdruck jeglicher Stufe mit Kräften der jeweils benötigten Stufe zu be-
gegnen. Wir wollen einen größeren Spielraum haben als die Wahl zwischen Demütigung und tota-
lem Kernwaffeneinsatz. 
Während es im Augenblick unklug ist, solche Verbände in großer Zahl einzuberufen oder ins Aus-
land zu entsenden, bevor sie benötigt werden, möchte ich jedoch klarstellen, daß ich beabsichtige, 
im Laufe der Zeit alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, daß solche 
Verbände zum richtigen Zeitpunkt eingesetzt werden können, ohne daß hierdurch unser Vermö-
gen beeinträchtigt wird, unseren Verpflichtungen in anderen Gebieten nachzukommen. 
Ich werde also in den vor uns liegenden Tagen und Monaten nicht zögern, den Kongreß um weite-
re Maßnahmen zu ersuchen oder von meinen Befugnissen Gebrauch zu machen, um dieser Be-
drohung des Friedens zu begegnen. Alles für die Gewährleistung der Freiheit Erforderliche wird 
getan werden. Und wenn dies mehr Soldaten, neue Steuern und mehr Kontrollen oder anderweiti-
ge neue Vollmachten erfordern wird, so werde ich nicht zögern, um diese nachzusuchen. Die heu-
te vorgeschlagenen Maßnahmen werden ständig überprüft und – sofern erforderlich – geändert 
werden. Aber genauso wie wir es nicht zulassen werden, daß unsere Politik von Panik bestimmt 
wird, werden wir es auch nicht zulassen, daß unser Programm von Furcht bestimmt wird, und da-
her ergreife ich jetzt die folgenden Schritte: 
1. Ich werde den Kongreß morgen um zusätzliche Bewilligungen für die bewaffneten Streitkräfte 

in Höhe von 3.247.000.000 Dollar für das laufende Finanzjahr ersuchen. 
2. Um unsere gegenwärtigen Heeresdivisionen aufzufüllen und mehr Soldaten für einen soforti-

gen Einsatz verfügbar zu haben, werde ich eine Erhöhung der Gesamtstärke der US-Armee 
von 875.000 auf zirka eine Million Mann beantragen. 

3. Ich werde um eine Erhöhung der Stärke der aktiven Marine und der aktiven Luftstreitkräfte um 
29.000 respektive 63.000 Mann nachsuchen. 
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4. Um diesen Mannschaftsbedarf sicherzustellen, werde ich anordnen, daß unsere Einberufun-
gen in den kommenden Monaten auf das Doppelte und das Dreifache erhöht werden; ich wer-
de den Kongreß um die Vollmacht ersuchen, bestimmte Reserveeinheiten und einzelne Reser-
visten zum aktiven Dienst einzuberufen und die Dienstzeiten zu verlängern; und ich plane im 
Rahmen dieser Vollmacht, eine Anzahl von Lufttransportgeschwadern und taktischen Ge-
schwadern der Nationalgarde zum aktiven Dienst einzuberufen, damit wir über die erforderliche 
Lufttransportkapazität verfügen und den erforderlichen Schutz haben. Andere Reserveeinhei-
ten werden, sobald erforderlich, einberufen werden. 

5. Viele Schiffe und Flugzeuge, die schon dazu bestimmt waren, ausrangiert zu werden, werden 
im Dienst bleiben oder wieder in Dienst gestellt werden, wodurch unsere taktische Luftwaffe 
und unsere See- und Lufttransport- sowie Unterseebootabwehrkapazität gesteigert wird. Au-
ßerdem wird unsere strategische Luftwaffe durch einen Aufschub der Außerdienststellung der 
B-47-Bomber verstärkt werden. 

6. Schließlich werden 1,8 Milliarden Dollar – das ist etwa die Hälfte der Gesamtsumme – für die 
Beschaffung von nichtnuklearen Waffen, Munition und Ausrüstungen benötigt. 

Einzelheiten zu all diesen Forderungen werden dem Kongreß morgen unterbreitet werden. Weitere 
Schritte werden getan werden, um weiteren Erfordernissen zu genügen. Ähnliche Anstrengungen 
für die gemeinsame Verteidigung werden zur Zeit mit unseren NATO-Verbündeten erörtert, denn 
ihre Verpflichtungen und Interessen sind genauso konkret wie unsere eigenen. 
Und lassen Sie mich hinzufügen, daß ich mir der Tatsache wohl bewußt bin, daß viele amerikani-
sche Familien die Last dieser Anforderungen tragen werden. Für manchen wird Studium und Kar-
riere unterbrochen werden, Ehemänner und Söhne werden abberufen werden und die Einkommen 
werden in einigen Fällen geringer werden. 
Aber dies sind Lasten, die getragen werden müssen, wenn die Freiheit verteidigt werden soll – 
schon früher haben die Amerikaner sie bereitwillig getragen – und sie werden sich dieser Aufgabe 
auch jetzt nicht entziehen. 
Wir haben noch eine andere ernste Verantwortung. Die im Raketenzeitalter gegebenen Möglich-
keiten eines Atomkrieges zu erkennen, ohne unsere Bürger wissen zu lassen, was sie tun sollen 
und wohin sie gehen sollen, wenn Bomben fallen, wäre eine Verantwortungslosigkeit. Im Mai habe 
ich einen neuen Anfang in der Zivilverteidigung versprochen. In der vergangenen Woche habe ich 
auf Empfehlung des Direktors des Amtes für Zivilverteidigung die grundsätzliche Verantwortung für 
dieses Programm dem Verteidigungsminister übertragen, um sicherzugehen, daß es mit unseren 
Anstrengungen zur Heimatverteidigung auf der höchsten zivilen Ebene koordiniert und verwaltet 
wird. Morgen werde ich den Kongreß um neue Mittel für die folgenden Sofortziele ersuchen: in den 
bestehenden – öffentlichen oder privaten – Gebäuden Räume auszusuchen und zu bezeichnen, 
die im Falle eines Angriffes als Schutzkeller gegen radioaktiven Ausfall benutzt werden können; 
diese Schutzräume mit Lebensmitteln, Wasser, Kästen für Erste Hilfe und anderen für das Überle-
ben unbedingt erforderlichen Dingen auszustatten; ihre Kapazität zu vergrößern; unsere Luftwarn- 
und Strahlungsmeldesysteme zu verbessern, wozu auch ein neues Hauswarnsystem gehört, das 
zur Zeit entwickelt wird, und andere Maßnahmen zu treffen, die frühzeitig zur Wirkung gelangen, 
um Millionen von Menschenleben im Notfalle zu retten. 
Im Falle eines Angriffs ist das Leben jener Familien, die nicht von der Spreng- und Hitzewirkung 
einer Kernwaffenexplosion getroffen werden, dann zu retten, wenn sie aufgrund einer Vorwarnung 
Schutzräume aufsuchen können und wenn solche Schutzräume vorhanden sind. Wir sind unseren 
Familien – und unserem Lande – diese Form der Vorsorge schuldig. Anders als für unsere Freun-
de in Europa ist für unsere Heimatgestade die Notwendigkeit solcher Schutzvorkehrungen etwas 
Neues. Jetzt ist es jedoch an der Zeit, damit zu beginnen. In den kommenden Monaten möchte ich 
jedem Bürger sagen können, welche Schritte er unverzüglich ergreifen sollte, um für den Fall eines 
Angriffs seine Familie zu schützen. Ich weiß, daß Sie selbst nicht weniger tun würden. 
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Mit den zusätzlichen 207 Millionen Dollar an Bewilligungen für die Zivilverteidigung erhöhen sich 
unsere gesamten Neuanforderungen für das Verteidigungsbudget auf 3.453 Millionen Dollar, das 
sich dann auf insgesamt 47,5 Milliarden Dollar im Jahr stellt. Dies bedeutet eine Erhöhung des 
Verteidigungsbudgets um sechs Milliarden Dollar seit Januar und hat nach offiziellen Schätzungen 
zu einem Haushaltsdefizit von über fünf Milliarden Dollar geführt. Der Finanzminister und andere 
Wirtschaftsberater haben mir jedoch zugesichert, daß unsere Wirtschaft über die Kapazität verfügt, 
um diese neuen Anforderungen verkraften zu können. 
Wir erholen uns schnell von der Rezession des vergangenen Jahres. Die Zunahme unseres Brut-
tosozialprodukts gerade im letzten Quartal war größer als in irgendeinem vergleichbaren Zeitraum 
zu Beginn einer Wiederholung nach dem Kriege. Und trotzdem sind unsere Großhandelspreise 
tatsächlich niedriger als sie während der Rezession waren und die Verbraucherpreise sind ledig-
lich um ein Viertel Prozent höher als im Oktober vergangenen Jahres. 
Praktisch hat in diesem letzten Quartal unsere Produktion erstmalig seit acht Jahren zugenom-
men, ohne daß gleichzeitig der Gesamtpreisindex anzog. Und zum ersten Male seit Herbst 1959 
haben sich unsere Goldreserven erhöht und wird der Dollar im Ausland wieder mehr geachtet. 
Diese Erfolge, dies muß betont werden, sind bei einem weit geringeren Haushaltsdefizit erreicht 
worden als während der Rezession des Jahres 1958. 
Die verbesserten Aussichten für die Wirtschaft bedeuten auch höhere Einnahmen und ich beab-
sichtige, dem Kongreß im Januar einen Haushalt für das nächste Haushaltsjahr vorzulegen, der 
wirklich ausgeglichen ist. Sollte aber aufgrund der Ereignisse der nächsten Monate eine Erhöhung 
der Steuern notwendig werden, um einen solchen Ausgleich zu erreichen, oder aufgrund der noch 
kommenden höheren Verteidigungsausgaben, so werden solche Steuererhöhungen im Januar be-
antragt werden. 
Um indessen sicherzustellen, daß sich das gegenwärtige Defizit in einem erträglichen Rahmen 
hält, müssen wir alle Ausgaben beschränken, die nicht in den Haushaltsanforderungen stichhaltig 
begründet sind. Der Luxus unseres derzeitigen Bundespost-Defizits muß aufhören. Die Kosten der 
militärischen Beschaffung werden genau überprüft werden – und hier wäre ich für die Mitwirkung 
des Kongresses dankbar. Die von mir angeführten Steuerlücken – bei den Spesenabrechnungen, 
den Auslandseinkommen, den Dividenden, Zinserträgen, genossenschaftlichen Einkünften usw. – 
sind zu schließen. 
Es ist mir klar, daß keine Maßnahme zur Aufbringung von Haushaltsmitteln den Beifall aller Betrof-
fenen finden wird, aber ich bin sicher, daß jeder Amerikaner bereit ist, seinen angemessenen Bei-
trag zu zahlen und die Last der Verteidigung der Freiheit nicht ausschließlich jenen zu überlassen, 
die unter den Waffen stehen. Denn bei diesen Verteidigungsanstrengungen steht unsere ganze 
Zukunft auf dem Spiel – und wir können uns unserer Verantwortung unmöglich entziehen. 
Ich muß jedoch nochmals betonen, daß wir nicht nur zwischen Widerstand und Rückzug, zwischen 
Atomkatastrophe und Kapitulation zu wählen haben. Militärisch sind wir in Friedenszeiten traditi-
onsgemäß auf Verteidigung eingestellt, doch braucht das nicht für unsere Diplomatie zu gelten. 
Wir werden auf die Berlin-Krise keineswegs nur militärisch oder negativ reagieren. Wir werden 
mehr tun, als nur eine feste Haltung bewahren. Denn wir denken nicht daran, anderen die Auswahl 
und Monopolisierung des Forums und des Rahmens der Diskussion zu überlassen. Wir denken 
nicht daran, von unserer Verpflichtung gegenüber der Menschheit, eine friedliche Lösung zu su-
chen, zurückzutreten. 
Als Unterzeichner der UN-Charta werden wir stets bereit sein, internationale Probleme mit jeder 
und allen Nationen zu erörtern, die bereit sind, vernünftig zu reden und zuzuhören. Wenn sie Vor-
schläge haben – nicht Forderungen -, werden wird diese anhören. Wenn sie eine echte Verständi-
gung suchen – nicht Konzessionen in bezug auf unsere Rechte -, werden wir mit ihnen zusam-
menkommen. 

 

Wir haben bereits früher unsere Bereitschaft bekundet, jedwede wirkliche Störungsfaktoren in 
Westberlin zu beseitigen, aber über die Freiheit dieser Stadt gibt es kein Verhandeln. Wir können 
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nicht mit denen verhandeln, die sagen, „was mir gehört ist mein, und war dir gehört, darüber läßt 
sich reden“. Aber wir sind bereit, jede Vereinbarung oder jeden Vertrag in bezug auf Deutschland 
zu prüfen, der in Einklang mit der Erhaltung von Frieden und Freiheit steht, sowie mit den legitimen 
Sicherheitsinteressen aller Nationen. 
Wir erkennen die in der Geschichte begründete Besorgnis der Sowjetunion bezüglich ihrer Sicher-
heit in Mittel- und Osteuropa nach einer Reihe räuberischer Invasionen an – und wir glauben, daß 
Vereinbarungen ausgearbeitet werden können, die dazu beitragen werden, dieser Besorgnis ge-
recht zu werden, und die es möglich machen, daß sowohl Sicherheit wie auch Freiheit in diesem 
Unruhegebiet herrschen.  
Denn nicht die Freiheit Berlins ist es, die in dem heutigen Deutschland „anomal“ ist, sondern die 
Situation in diesem gesamten geteilten Lande. Wenn irgend jemand die Legalität unserer Rechte 
in Berlin anzweifelt, so sind wir bereit, diese einem internationalen Rechtsspruch zu unterwerfen. 
Wenn irgend jemand Zweifel hegt, in welchem Maße die Bevölkerung Westberlins unsere Anwe-
senheit wünscht – verglichen mit den Gefühlen, die die Ostdeutschen gegenüber ihrem Regime 
hegen -, so sind wir bereit, diese Frage zur freien Abstimmung in Berlin und, wenn möglich, dem 
ganzen deutschen Volk zu stellen. Und lassen Sie uns auch gleichzeitig die zweieinhalb Millionen 
Flüchtlinge hören, die vor dem kommunistischen Regime in Ostdeutschland geflohen sind und die 
mit ihren Füßen für die westliche Form der Freiheit gestimmt haben. 
Die Welt wird durch den kommunistischen Versuch, Berlin zu einer Brutstätte des Krieges zu 
stempeln, nicht getäuscht. In Berlin herrscht heute Frieden. Der Ursprung der Unruhe und der 
Spannungen in der Welt ist Moskau und nicht Berlin. Und sollte ein Krieg beginnen, dann wird er in 
Moskau und nicht in Berlin begonnen haben. 
Denn die Entscheidung für Krieg oder Frieden liegt bei den Sowjets, nicht bei uns. Sie sind es, die 
diese Krise geschürt haben. Sie sind es, die eine Veränderung zu erzwingen versuchen. Sie sind 
es, die sich freien Wahlen widersetzt haben, und sie sind es auch, die einen gesamtdeutschen 
Friedensvertrag und die Bestimmungen des Völkerrechts verworfen haben. Und wie wir Amerika-
ner aus unserer Geschichte, unserer eigenen alten Grenzerzeit, wissen, sind es die Gesetzesbre-
cher und nicht die Hüter des Friedens, durch die Schießereien verursacht werden. 
Kurzum, während wir bereit sind, unsere Interessen zu verteidigen, werden wir genauso bereit 
sein, durch besonnenes Sondieren, auf formellen oder informellen Zusammenkünften, nach dem 
Frieden zu streben. Wir wollen nicht, daß militärische Erwägungen im Denken des Westens oder 
des Ostens die Oberhand erhalten. Und Herr Chruschtschow wird vielleicht feststellen müssen, 
daß seine an andere Nationen gerichtete Einladung, sich einem bedeutungslosen Vertrag anzu-
schließen, dazu führt, daß diese ihn einladen, der Gemeinschaft friedlicher Menschen beizutreten, 
indem er auf Anwendung von Gewalt verzichtet und die Unverletzlichkeit der Abkommen respek-
tiert. 
Während alle diese Anstrengungen gemacht werden, dürfen wir uns nicht von unserer Gesamt-
verantwortung, von anderen Gefahren, von anderen Aufgaben ablenken lassen. Wenn neue Dro-
hungen in Berlin oder sonstwo dazu führen sollten, daß unser Hilfsprogramm für die Entwicklungs-
länder geschwächt wird, die ebenfalls einem schweren Druck von der gleichen Seite ausgesetzt 
sind, oder daß unsere Bemühungen um eine wirkliche Abrüstung eingestellt werden, oder daß un-
sere Wirtschaft gestört oder die Wirtschaftstätigkeit verlangsamt wird, oder daß die Erziehung un-
serer Kinder vernachlässigt wird, dann werden diese Drohungen bestimmt die erfolgreichsten und 
am wenigsten kostspieligen Manöver in der Geschichte des Kommunismus sein. Denn wir können 
uns alle diese Anstrengungen und noch mehr leisten, aber wir können es uns nicht leisten, dieser 
Herausforderung nicht zu begegnen. 
Und die Herausforderung ist nicht nur gegen uns alleine gerichtet. Diese Herausforderung richtet 
sich gegen alle die, die eine Welt der Entscheidungsfreiheit wollen. Diese Herausforderung richtet 
sich gegen jede Nation, die ihre Souveränität unter einem freiheitlichen System ausübt. Diese 
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Herausforderung richtet sich im besonderen gegen die Atlantische Gemeinschaft – das Herzland 
der menschlichen Freiheit. 
Wir im Westen müssen beim Aufbau der militärischen Stärke zusammengehen. Wir müssen ein-
ander stärker als bisher konsultieren. Wir müssen unsere Vorschläge für den Frieden zusammen 
entwerfen und uns gemeinsam anstrengen, wenn sie am Konferenztisch vorgetragen werden, und 
wir müssen zusammen die Lasten und die Risiken dieser Anstrengung tragen. 
Die Atlantische Gemeinschaft, so wie sie vor uns steht, wurde als Reaktion auf Herausforderungen 
aufgebaut: Das in Europa drohende Chaos im Jahre 1947, die Berliner Blockade im Jahre 1948, 
die Herausforderung durch die kommunistische Aggression in Korea im Jahre 1950. Jetzt, nach 
einem einzigartigen Jahrzehnt des Fortschrittes in Stärke und Prosperität dastehend, wird die At-
lantische Gemeinschaft weder ihre Geschichte noch die Prinzipien vergessen, die ihr Bedeutung 
gaben. 
Das feierliche Gelöbnis, das jeder von uns Westberlin in Zeiten des Friedens gegeben hat, wird 
nicht in Zeiten der Gefahr gebrochen werden. Wenn wir unsere Verpflichtungen gegenüber Berlin 
nicht erfüllen, wo werden wir dann später stehen? Wenn wir hier unserem Wort nicht treu sind, 
dann wird alles, was wir hinsichtlich der kollektiven Sicherheit, die auf diesen Worten beruht, er-
reicht haben, nichts bedeuten – und wenn es einen Weg gibt, der vor allen anderen zum Krieg hin-
führt, dann ist es der Weg der Schwäche und Uneinigkeit. 
Heute verläuft die gefährdetet Grenze der Freiheit quer durch das geteilte Berlin. Wir wollen, daß 
sie eine Friedensgrenze bleibt. Das ist die Hoffnung jedes Bürgers der Atlantischen Gemeinschaft, 
jedes Bürgers der osteuropäischen Länder und, wie ich zuversichtlich glaube, auch jedes Bürgers 
der Sowjetunion. Denn ich kann mir nicht vorstellen, daß die Völker Rußlands – die im zweiten 
Weltkrieg enorme Verluste so tapfer ertrugen – jetzt einen erneuten Bruch des Friedens in 
Deutschland wünschen sollten. Die sowjetische Regierung allein vermag die Friedensgrenze in 
Berlin in einen Kriegsvorwand zu verwandeln. 
Die von mir heute abend angedeuteten Schritte haben die Vermeidung dieses Krieges zum Ziel. 
Um alles noch einmal zusammenzufassen: Wir erstreben den Frieden – aber wir werden nicht ka-
pitulieren. Das ist der zentrale Inhalt dieser Krise und der Inhalt unserer Regierungspolitik. 
Mit ihrer Hilfe und der Hilfe anderer freier Menschen ist diese Krise zu überwinden.  
Die Freiheit kann fortbestehen – der Friede kann von Dauer sein. 
Ich möchte gerne mit einigen persönlichen Worten schließen. Als ich für das Amt des Präsidenten 
der Vereinigten Staaten kandidierte, wußte ich, daß dieses Land vor schweren Aufgaben stand, 
aber ich konnte nicht ermessen – noch konnte irgend jemand sonst erkennen, der nicht die Bürde 
dieses Amtes trägt -, wie groß und konstant diese Lasten sein würden. 
Dreimal zu meinen Lebzeiten waren unser Land und Europa in größere Kriege verwickelt. In allen 
diesen Fällen waren schwere Fehlkalkulationen auf beiden Seiten hinsichtlich der Absichten der 
anderen Seite der Anlaß zu riesigen Zerstörungen. Heute, im thermonuklearen Zeitalter, würde 
jede Fehlkalkulation auf einer Seite hinsichtlich der Absichten der anderen Seite in wenigen Stun-
den mehr Vernichtung über uns bringen als alle Kriege in der Geschichte der Menschheit zusam-
men. 
So werde ich als Präsident und als Oberbefehlshaber – da wir Amerikaner gegenwärtig eine 
schwere Zeit durchmachen – diese Verantwortung, die mir unsere Verfassung auferlegt, in den 
kommenden dreieinhalb Jahren tragen. Aber ich bin sicher, daß wir alle – ohne Rücksicht auf un-
seren Beruf – unser Bestes für unser Land und unsere Sache tun werden. Denn wir alle wollen, 
daß unsere Kinder in einem Lande, in dem der Friede herrscht, und in einer Welt, in der die Frei-
heit fortbesteht, aufwachsen. 
Ich weiß, daß wir zuweilen ungeduldig werden. Es gelüstet uns nach einer irgendwie sofortigen 
Aktion, die den uns drohenden Gefahren ein Ende bereitet. Aber ich muß Ihnen sagen, daß es 
keine schnelle und leichte Lösung gibt. Die Kommunisten haben die Kontrolle über eine Milliarde 
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Menschen, und sie wissen, daß – falls wir fallen sollten – der Erfolg ihnen unmittelbar zufallen 
muß. Wir müssen uns auf lange Frist vorbereiten, auf Tage, die – wenn wir mutig und standhaft 
sind – uns das bringen können, was wir alle erwünschen. Für diese Tage und Wochen bitte ich um 
Ihre Hilfe und Ihren Rat. Ich bitte um Ihre Vorschläge, wenn Sie der Ansicht sind, daß wir etwas 
besser machen könnten. Wir alle, das weiß ich, lieben unser Land und werden unser Bestes tun, 
um ihm zu dienen. Um meine Aufgaben und Verantwortungen als Präsident in diesen kommenden 
Monaten erfüllen zu können, brauche ich Ihren guten Willen und Ihre Unterstützung und vor allem 
aber Ihr Gebet. 
 
 
[Quelle: Dokumente zur Deutschlandpolitik, IV. Reihe, Band 6, Zweiter Halbband, hg. v. Bundes-
ministerium für innerdeutsche Beziehungen, Frankfurt/Main 1975, S. 1349-1356.] 
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